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ANZEIGE

Gegen Periimplantitis
Dr. Frederic Kauffmann, Würzburg, 
und Dr. Alexander Müller-Busch, In-
golstadt, informieren ausführlich über 
Diagnostik, Prävalenz, Risikofaktoren 
und Therapie.

Implantologie-Fortbildung
Das 2. Wiesbadener Forum für Inno-
vative Implantologie am 3. und 4. No-
vember 2017 thematisiert implantolo-
gische Konzepte bei kompromittiertem 
Knochenangebot.

Abrechnung von Profi s
Anja Kotsch und Lutz Schmidt, Inha-
ber der dentisratio GmbH, sprechen 
im Interview über die umfassenden 
Angebote ihres Unternehmens für 
Zahnarztpraxen. Seite 8f Seite 13 Seite 14

ANZEIGE

100 Millionen Behandlungen und kaum „Beschwerden“
Zahnärztliche Patienten-Beratungsstellen klären fast 90 Prozent der Anliegen Ratsuchender.

BONN (jp) – Bei über 100 Millio-
nen Behandlungen in Zahnarzt-
praxen gab es laut Jahresbericht der 
Bundeszahnärztekammer (BZÄK) 
und der Kassenzahnärztlichen Bun-
desvereinigung (KZBV) zur Pa -
tientenberatung in 2016 knapp 
2.000 „Beschwerden“ und 25.000 
dokumentierte „Beratungen“.

„Kosten- und Rechtsthemen“ 
bildeten mit über 56 Prozent den 
am häufi gsten nachgefragten Be-
reich. An der Spitze steht die „Prü-
fung der Rechtmäßigkeit von Geld-
forderungen gegen den Betroffenen, 
wie Heil- und Kostenpläne, Rech-
nungen, Eigenanteil, Mehrkosten 
und private Leistungen. Die Ergeb-

nisse zeigen, dass die Beratungs-
stellen in insgesamt fast 90 Prozent 
die Anliegen der Ratsuchenden klä-
ren oder zu einer Klärung beitragen 
konnten.“ 

Dass nur gut zehn Prozent der 
Ratsuchenden an externe Dritte 
verwiesen wurden, ist ein Beleg für 
die hohe Leistungsfähigkeit der 

zahnärztlichen Patientenberatung 
in den Körperschaften auf Landes-
ebene“, heißt es im Jahresbericht der 
BZÄK und KZBV.

Bei den knapp 2.000 „Beschwer-
den“ hatten fast 98 Prozent nur ein 
einziges Anliegen aus folgenden 
Bereichen: Vereinbarungen/Rech-
nungslegungen (55 Prozent), Be-

handlungen/Verdacht auf Behand-
lungsfehler (22 Prozent), Vertrags-
zahnarztrecht/Berufsrecht (10 Pro-
zent) und Berufsausübung (6 Pro -
zent). In über 40 Prozent der An-
liegen (817 Fälle) stand das Thema 
„formale und inhaltliche Richtig-
keit von Kostenplanungen oder 
Rechnungen“ im Mittelpunkt der 
Beratung. Hierbei ging es haupt-
säch lich um Zahnersatz und Kon-
servierende Zahnheilkunde. Das 
am zweit häufi gsten von den Einga-
ben/Beschwerden betroffene Thema 
war „mangelnde Aufklärung zu 
Behandlungskosten oder Honorar-
vereinbarungen“ mit 14,3 Prozent 
(284 Fälle). Der in diesem Zusam-
menhang am häufi gsten benannte 
zahnärztliche Leistungsbereich war 
die Konservierende Zahnheilkunde. 

Zahnärzte zählen mit zu den 
am häufi gsten konsultierten Fach-
arztgruppen. Bei der überaus hohen 
Zahl von über 100 Millionen Be-
handlungsfällen im Jahr allein bei 
gesetzlich Versicherten lassen sich 
dabei auch Beschwerden nie völlig 
vermeiden. 

Die Anzahl der Beratungen zum 
zahnärztlichen Gutachter wesen, zu 

Fortsetzung auf Seite 2 – rechts unten 

Zu sehen unter
www.designpreis.org/publikation

EuGH bestätigt Gesundheitsschutz als überragendes Rechtsgut 
Bundeszahnärztekammer zum Urteil des Europäischen Gerichtshofs

BERLIN/BRÜSSEL – Der Euro-
päische Gerichtshof (EuGH) hat in 
seinem Urteil vom 21. September 
2017 in der Rechtssache C-125/26 
unterstrichen, dass der Schutz der 
Gesundheit und des menschlichen 
Lebens höchsten Rang im EU-
Recht haben. Gleichzeitig stellte 
das Gericht klar, dass es alleine 
Sache der Mitgliedstaaten ist, fest-
zulegen, auf welchem Niveau sie 
den Schutz der Gesundheit der 
Bevölkerung gewährleisten wollen 
und wie dieses Schutzniveau er-
reicht werden soll.

Gesundheitsschutz 
nicht verhandelbar

Der Präsident der Bundeszahn-
ärztekammer, Dr. Peter Engel, be-
grüßte das Urteil: „Das höchste 
Gericht der EU hat unmissverständ-
lich deutlich gemacht, dass Gesund-
heitsschutz nicht verhandelbar ist.“ 

Das EuGH-Urteil hat darüber 
hinaus auch Bedeutung für die lau-
fenden parlamentarischen Bera-

tungen über das Dienstleistungs-
paket. „Der EuGH hat die Sonder-
rolle der Gesundheitsberufe her-
vorgehoben, daher ist eine Aus -
nahme der Heilberufe aus dem An-

wendungsbereich der umstrittenen 
EU-Richtlinie nur folgerichtig“, so 
Dr. Engel.

Ausgangspunkt war ein malte-
sisches Gerichtsverfahren, bei dem 

die Kläger auf Anerkennung einer 
im Ausland erworbenen Berufsqua-
lifi kation als klinischer Zahntech-
niker in Malta geklagt hatten. Fer-
ner wollten die Kläger erreichen, 
dass der Beruf des klinischen Zahn-
technikers, der auf der Mittelmeer-
insel bislang nicht anerkannt ist, 
auch in Malta zugelassen wird und 
sie Patienten selbstständig behan-
deln dürfen. 

Dabei beriefen sich die Kläger 
auf Vorgaben des Europarechts, 
insbesondere die Grundfreiheiten 
der EU-Verträge und die 2005 ver-
abschiedete Berufsanerkennungs-
richtlinie. Die maltesischen Behör-
den hatten diese Anträge unter Hin-
weis auf den Schutz der Gesundheit 
und die Verantwortlichkeit der EU- 
Mitgliedstaaten für die Organisa-
tion ihrer Gesundheitssysteme ab-
gelehnt, worauf das maltesische 
Gericht die Fragen dem EuGH zur 
Vorabentscheidung vorlegte. DT

Quelle: Bundeszahnärztekammer
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Umfrage zur Berufs -
 zukunft fragwürdig
Jürgen Pischel spricht Klartext

Mit einer Meinungsforschung „Zukunft Heilberufl er 2030“ unter Ärzten, 
Zahnärzten und Apothekern – 400 aller Altersgruppen wurden befragt – hat 
die apoBank mediales Aufsehen erregt. Heutige Praxisbesitzer, auch solche, 

die 2030 schon gar nicht mehr arbeiten werden, zur Zukunft des Berufes zu befragen, 
ist schon mit hohem Risiko behaftet. Vornehmlich dem Risiko, eine Erwartung zu 
erfahren, die eine heutige Realität widerspiegelt, die aber für den Berufsstand noch 
nicht ins Bewusstsein gedrungen ist. So gehen laut apoBank-Studie 86 Prozent der 
Heilberufl er davon aus, dass die Digitalisierung ihre Arbeit besonders in der Verwaltung 
in Zukunft (2030) sinnvoll unterstützen wird. Das ist heute längst Realität, sogar in 
jeder hinterwäldlerischen Praxis. Und wenn 40 Prozent der Befragten sogar glauben, 
dass die Digitalisierung künftig den Heilberufl er in Teilen ersetzen wird, so müssen 
mindestens 60 Prozent die Augen vor der Zukunft verschlossen haben, die digital 
bestimmt sein wird. Auch und vor allem in der Behandlung der Patienten. Der Einsatz 
digitaler Technologien in der Zahnmedizin wird sogar vielfach lege artis vorausgesetzt 
sein. Hier überschlagen sich die Entwicklungen. Vor drei Jahren gab es noch keinen 
3-D-Drucker in der Zahnheilkunde, heute ist er Standard. 

Auch in anderen Bereichen der Zukunftserwartungen wird die heutige Wirklichkeit 
als prognostisch bewertet. Die Befragung der Zahnärzte in der apoBank-Studie zeigt, 
dass sowohl Frauen als auch Männer die Selbstständigkeit künftig als attraktivste 
Berufsausübungsform sehen – am ehesten werden dabei Kooperationen gewählt: 
Sowohl Zahnärzte (35 Prozent) als auch Zahnärztinnen (23 Prozent) wollen vorrangig 
selbstständig in einer Berufsausübungsgemeinschaft (BAG) agieren. Über 60 Prozent 
der weiblichen Zahnärzte gehen davon aus, dass sie 2030 in Teilzeit arbeiten werden. 
Drei Viertel der Männer planen, in Vollzeit tätig zu sein. Das alles ist ein Spiegelbild der 
Verhältnisse. 

Die Körperschaften – Kammern und KZVen – kritisieren den heutigen Trend der 
Nieder lassung in „Kettengemeinschaften“, in Medizinischen Versorgungszentren 
(MZVen), nur von Zahnärzten gebildet – ein Trend aus der zunehmenden Feminisierung 
des Berufsstandes und einer neuen Einstellung zur Bedeutung der Berufsausübung 
für die Lebensgestaltung. Einhergehend mit der zunehmenden Entwicklung der 
Spezialisierung wird die Kooperation in gemeinschaftlicher Berufsausübung eine viel 
größere Rolle einnehmen, als die Befragungsergebnisse zeigen. 

Wie dem auch sei: Die Zukunft des zahnärztlichen Berufes wird, mit Verantwortung 
gestaltet, die Rahmenbedingungen aus Gesundheitspolitik, wirtschaftlicher Entwick-
 lung und des technologischen Fortschritts ernst genommen, eine positive sein. 

Glauben Sie mir das, 
toi, toi, toi,

Ihr
J. Pischel

Infos zum Autor

Zweitmeinungsverfahren und zu 
Schlichtungen zeigen, so die BZÄK 
im Jahresbericht, dass in den Be-
ratungen und Be arbeitungen der 
Beschwerden eta blierte Konfl ikt-
lösungsmöglichkeiten vermittelt wer-
den.  „Auch berechtigte Beschwerden 
von Patienten ändern aber“, so die 
BZÄK und die KZBV, „in der Summe 
nichts daran, dass in Deutschland 
eine qualitativ hochwertige, fl ächen-

deckende und wohnortnahe zahn-
ärztliche Versorgung besteht, um die 
wir im inter nationalen Vergleich 
beneidet werden.“ Die Evaluation 
und Auswertung der zahnärztlichen 
Pa tien tenberatung schaffe für die 
zahnärztlichen Körperschaften eine 
wichtige Grundlage, um diesen Vor-
sprung nicht nur zu halten, sondern 
durch gezielte und passgenaue Op-
timierung des zahnärzt lichen Ver-
sorgungssystems noch weiter aus-
zubauen. Die Erkenntnisse aus dem 
Be ratungsgeschehen können wirk-
sam und ergebnisorientiert genutzt 

werden, um das Versorgungssystem 
patientenfreundlich zu gestalten, 
be stehende Informationslücken zu 
beseitigen und die Beratungskom-
petenz der zahnärztlichen Patien ten-
beratung weiter zu stärken. 

Nicht zuletzt zeigen die Ergeb-
nisse auch Anlass für die Berufs-
organi sationen, im Sinne eines 
Qualitätskreislaufes Maßnahmen 
zur weiteren Verbes serung der zahn-
medi zinischen Ver sorgung und zur 
Stärkung der Mundgesundheits-
kompetenz der Be völkerung ein-
zuleiten. DT

 Fortsetzung von Seite 1 oben: 

„100 Millionen Behandlungen und kaum 

‚Beschwerden‘“

Prof. Dr. Splieth wird Präsident 
der Weltkariesorganisation

Mit dem Jahreskongress 2019 in Kolumbien beginnt seine Präsidentschaft.

GREIFSWALD – Prof. Dr. Chris-
tian Splieth von der Universitäts-
medizin Greifswald wurde jetzt in 
geheimer, weltweiter Online-Wahl 
zum President-elect der Organisa-
tion for Caries Research (ORCA) 
bestimmt. Nach zwei Jahren als 
Vizepräsident beginnt seine Präsi-
dentschaft mit dem Jahreskongress 
2019 in Kolumbien.

„Es ehrt Greifswald, die skan-
dinavisch geprägten Ideen zur 
‚Karies prävention und Kariesthe-
rapie ohne zu Bohren‘ jetzt ver-
stärkt einbringen zu können. Dies 
ist sicherlich auch eine Anerken-
nung für über 20 Jahre Kariesfor-
schung und überdurchschnittlich 
gute Karieswerte, die wir in Greifs-
wald auf Basis von wissenschaft-
lich evaluierten Konzepten erzie-
len konnten. Wir möchten durch 
internationale Vernetzung und die 
Einbindung in die Community 
Medicine dazu beitragen, gleiche 
Chancen auf Gesundheit im Mund 
für alle zu eröffnen“, so Prof. 
Splieth, Leiter der Abteilung für 
Präventive Zahnmedizin und Kin-

derzahnheilkunde an der Univer-
sitätsmedizin Greifswald.

Die Schwerpunkte Kinderzahn-
heilkunde, Präventive Zahnmedizin 
und Kariologie sind an deutschen 
Universitäten eher schwach vertre-
ten, und so zielten die Aktivitäten 
des Greifswalder Forschers schon 
sehr früh auf internationale Koope-
rationen. Gerade läuft eine mehr-
jährige Studie mit ORCA-Partnern 
in Großbritannien und Litauen, in 
denen sich andeutet, dass die kon-
ventionelle Füllung im Milchgebiss 
deutlich weniger erfolgreich ist als 

Stahlkronen und nur genauso gut 
wie einfaches Zähneputzen der 
kariösen Defekte. Die Greifswalder 
Arbeitsgruppe von acht Kariesfor-
schern und Kinderzahnheilkund-
lern sowie 15 Masterstudenten ar-
beitet mit der ORCA daran, nicht 
nur neue wissenschaftliche Er-
kenntnisse zu gewinnen, sondern 
und gleich in der Patientenver-
sorgung oder im Jugendzahnärzt-
lichen Dienst als „Schulzahnarzt“ 
umzusetzen. DT

Quelle: Universität Greifswald
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Zahnärztliche Approbationsordnung 
im Bundesrat verzögert

Angenommener Vertagungsantrag kommt dem Wunsch „nach vertiefter Prüfung“ nach.

BONN/KREMS (jp) – Mitte Sep-
tember sollte der Bundesrat die 
Novellierung der Zahnärztlichen 
Approbationsordnung (ZApprO) 
abhaken. Im Vorfeld hatte die Bun-
deszahnärztekammer Ende August 
die Gesundheitsreferenten der 
Landesvertretungen beim Bund 
zur Diskussion eingeladen, um für 
die erwartete Abstimmung auf der 
Bundesratssitzung zwei Wochen 
später noch einmal Fakten mit-
zugeben. Ebenfalls vertreten waren 
die Vereinigung der Hochschulleh-
rer für Zahn-, Mund- und Kiefer-
heilkunde (VHZMK) sowie der 
Bundesverband der Zahnmedizin-
studenten in Deutschland (BdZM). 

Der Gesundheitsausschuss im 
Bundesrat gab mit zahlreichen 
Änderungsvorschlägen grundsätz-
lich in der ersten Septemberwoche 
grünes Licht für eine Reform der 
ZApprO. Die Änderungsempfeh-
lungen betreffen u. a. Regelungen 
zu Prüfungsangelegenheiten, zu 

Notenstufen sowie zu den Zustän-
digkeiten bei der Famulatur, wie 
zu Finanzierungsfragen des Stu-
diums.

Da am 4. September im Kultur-
ausschuss des Bundesrates ein Ver -
tagungsantrag angenommen wurde, 
wurde für die September-Bundes-
ratssitzung die geplante Novellie-

rung der ZApprO von der Tages-
ordnung genommen. Dem Wunsch 
„nach vertiefter Prüfung“ wird so 
nachgekommen, heißt es. Aktuell 
wird mit einer Verschiebung zum 
Jahresende hin gerechnet. Damit 
kann eine novellierte ZApprO frü-
hestens Ende 2018/Anfang 2019 in 
Kraft treten. DT
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Editorische Notiz 
(Schreibweise männlich/weiblich)

Wir bitten um Verständnis, dass – aus Gründen der Lesbar-
keit – auf eine durch gängige Nennung der männlichen und 
weiblichen Bezeichnungen verzichtet wurde. Selbstver-
ständlich beziehen sich alle Texte in gleicher Weise auf 
Männer und Frauen.

Die Redaktion

ständlich beziehen sich alle Texte in gleicher Weise auf 
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